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Öffentliche Anhörung zum 3. Waffenrechtsänderungsgesetz 

Deutliche Kritik und Verbesserungsbedarf wird erneut deutlich 

Am 11.11.2019 fand die auch auf Druck der Verbände erforderliche öffentliche Anhörung 

zum 3. Waffenrechtsänderungsgesetz in Berlin statt. Die Stellungnahme der Verbände 

wurde als Bundestagsdrucksache veröffentlicht und steht dem Interessierten als Download 

zur Verfügung. 

Besonders herausstellen möchte ich, dass die Vertreter der Verbände und Sachverständi-

gen deutliche Worte dafür finden, dass die Umsetzung des 3. Waffenrechtsänderungsge-

setz in Teilen nicht durch die Europäische Feuerwaffenrichtlinie gedeckt ist, sondern weit 

über deren Forderung hinaus geht. So stellt bspw. die Änderung des § 4 Abs. 4 WaffG, 

Fortbestand des Bedürfnisses, keine Deckung in der Europäischen Feuerwaffenrichtlinie. 

Die Forderung der Europäischen Feuerwaffenrichtlinie,: „Die Mitgliedstaaten verfügen über 

ein Überwachungssystem, das sie kontinuierlich oder nicht kontinuierlich betreiben können 

und mit dem dafür Sorge getragen wird, dass die im einzelstaatlichen Recht festgelegten 

Voraussetzungen für eine Genehmigung für die Dauer der Genehmigung erfüllt sind“ (Art. 5 

Abs. 2) erfüllt das Deutsche Waffengesetz bereits mehr als ausreichend. Auch nimmt der 

Gesetzgeber der zuständigen Behörde durch die Änderung der „kann“-Vorschrift in eine 

„soll“-Vorschrift jeglichen Handlungsspielraum, weil eine „soll“-Vorschrift mit einer „muss“-

Vorschrift gleichzusetzen ist. 

Neben den Stellungnahmen der Verbände muss ich auf die Stellungnahme des Bundes 

Deutscher Kriminalbeamter hinweisen. Hieraus wird deutlich, dass beispielweise die Ge-

staltung der Neuregelung zum Besitz und Verwendung von Magazinen „mit großer Kapazi-

tät“ große Probleme schafft, manche Waffen mit festen Magazinrohren hingegen zu verbo-

tenen Gegenständen machen wird. Es wird deutlich gemacht, dass im Hinblick auf das Be-

dürfnisprinzip derzeit die Schützenverbände bereits umfangreiche Vorarbeit für die 
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Verwaltungsbehörden leisten (was wir auch gerne leisten da uns, den Schießsportverbän-

den der ordentliche Besitz sowie die öffentliche Sicherheit ebenfalls am Herzen liegt) und 

ebenso die Forderung nach Erfüllung der 12/18 Regel für den Fortbestand des Bedürfnis-

ses als „unnötig“ ansehen. Insbesondere die Kernaussage, das Deutsche Waffengesetz 

sei bereits eines der strengsten weltweit und der Gesetzgeber möge sein Augenmerk auf 

den illegalen Waffenbesitz legen, unterstützen die Verbände seit vielen Jahren. Sportschüt-

zen, Jäger und auch Sammler sind überprüfte, wertvolle Mitglieder unserer Gesellschaft 

und stellen mitnichten eine Gefahr für die Gesellschaft dar, sondern eine wichtige Säule.  

Das sieht die Partei Bündnis 90/ Die Grüne deutlich anders. Ihrem Schiftstück, Antrag BD 

19/14092 ist zu entnehmen, dass Terroranschläge, Antisemitismus und Rassismus Syno-

nym für legaler Waffenbesitz ist. Nicht nur, dass der rechtstreue legale Waffenbesitzer in 

eine Schublade mit Schwerstverbrechern und Terroristen gesteckt wird, der Entwurf des 3. 

Waffenrechtsänderungsgesetzes geht bei weitem nicht weit genug, droht „sein Ziel… zu 

verfehlen“. Die Partei fordert den Gesetzgeber auf, „die gesetzlichen Regelungen über die 

erforderliche Zuverlässigkeit von Inhabern und Inhaberinnen waffenrechtlicher Erlaubnisse 

klarer zu fassen und dafür“ … „eine gesetzliche Regelung zur Beurteilung der erforderli-

chen Zuverlässigkeit von Inhabern und Inhaberinnen waffenrechtlicher Erlaubnisse vorzu-

schlagen“ … „eine gesetzliche Vermutung einzuführen, dass Personen in der Regel nicht 

die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen“. 

Zu Deutsch, der Gesetzgeber soll das Gesetz so formulieren, dass der legale Waffenbesit-

zer generell als waffenrechtlich unzuverlässig anzusehen ist. Der recht- und verfassungs-

treuste Teil der deutschen Bevölkerung. Aus dem Grunde, weil er verantwortungsbewusst 

mit dem Privileg des legalen Waffenbesitzes umgeht.  

So lässt der gestrige Tag ein gespaltenes Ergebnis zurück, auf der einen Seite, auf der 

Seite des Sachverstands, der neutralen Bewertung, eine konstruktive, dennoch kritische 

Auseinandersetzung mit dem derzeitigen Stand des 3. Waffenrechtsänderunggesetzes, auf 

der anderen Seite eine nicht von Fakten gedeckte Ideologie mit dem Ziel die legalen Waf-

fenbesitzer zu diffamieren und den legalen Waffenbesitz insgesamt abzuschaffen. 

Wir werden nach wie vor alles dafür tun, dass unser wunderbares Hobby, der Sport, die 

Jagd, das Sammeln, in unserem wundervollen Land möglich sein wird und hoffen, dass 

sich der Gesetzgeber den sachlich vorgetragen, tatsächlich starken Argumenten für eine 

Änderung des jetzigen Entwurfs hin zu einer sinnvollen Änderung des 3. Waffenrechtsän-

derungsgesetzes nicht verschließt und die Änderungen, die für einen Sicherheitsgewinn 

erforderlich sind vornimmt, und die anderen, durch uns schon mehrfach gerügten Änderun-

gen, die keinen Sicherheitsgewinn bringen sondern nur den legalen Waffenbesitzer weiter 

benachteiligen, streicht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

David Brandenburger 


